
Abstimmungsvorlage  

Eidgenössische Volksinitiative «Löhne entlasten, Kapital gerecht 
besteuern» (99%-Initiative) 

Ausgangslage 

Die Volksinitiative «Löhne entlasten, Kapital gerecht besteuern» der JUSO ist am 2. April 2019 
eingereicht worden. Sie verlangt eine Ergänzung der Bundesverfassung mit dem neuen Artikel 
127a. Dieser Artikel will, dass Kapitaleinkommensteile über einem gewissen Betrag, andert-
halbmal so stark besteuert werden, wie übriges Einkommen. Wie hoch dieser Betrag ist, ab 
dem das Kapitaleinkommen stärker besteuert werden würde, soll durch das Parlament im Ge-
setz geregelt werden. Die Initianten denken an etwa 100'000 Franken. Die zusätzlichen Steuer-
einnahmen sollen für die soziale Wohlfahrt oder für die Ermässigung der Besteuerung von Per-
sonen mit tiefem oder mittlerem Arbeitseinkommen verwendet werden. Der Initiative wurde 
kein Gegenvorschlag entgegengestellt. 

Initiative im Wortlaut 

Art. 127a Besteuerung von Kapitaleinkommen und Arbeitseinkommen 
1 Kapitaleinkommensteile über einem durch das Gesetz festgelegten Betrag sind im Umfang von 150 Prozent 
steuerbar. 
2 Der Mehrertrag, der sich aus der Besteuerung der Kapitaleinkommensteile nach Absatz 1 im Umfang von 150 
Prozent statt 100 Prozent ergibt, ist für die Ermässigung der Besteuerung von Personen mit tiefen oder mittle-
ren Arbeitseinkommen oder für Transferzahlungen zugunsten der sozialen Wohlfahrt einzusetzen. 
3 Das Gesetz regelt die Einzelheiten. 

Hintergrund 

Die Initiative geht zurück auf eine Studie des SGB, wonach das reichste Prozent der Schweize-
rinnen und Schweizer ca. 40% des gesamten Vermögens besitzt. Durch die höhere Besteue-
rung der Kapitaleinkommen soll die Privilegierung der Dividendenbesteuerung aufgehoben 
werden. Im Parlament stimmten nur die Grünen und die SP für das Eintreten auf einen mögli-
chen Gegenvorschlag der Kommissionsminderheit. Dieser Vorschlag hätte vorgesehen, dass 
Kapitaleinkommensteile über einem gewissen Betrag zu 100 Prozent besteuert werden und 
die zusätzlichen Steuereinnahmen für die soziale Wohlfahrt oder für Steuerermässigungen 
eingesetzt werden. Im Moment ist es so, dass Dividenden je nach Kanton nur mit 50-70 Pro-
zent besteuert werden (Erhöhung durch STAF, 2019, auf 50% (Privatvermögen) resp. 70% (Ge-
schäftsvermögen). Vorher war die Besteuerung noch tiefer). 

Empfehlung 

Bundesrat, Nationalrat (128:66) und Ständerat (31:13) empfehlen eine Ablehnung der Initiative. 
Für die Initiative haben sich nur die Ratsmitglieder von Grünen und SP eingesetzt.  
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• Initiative schafft Rückverteilung 
Die meisten Menschen arbeiten für ihr 
Einkommen. Es gibt aber auch einige 
wenige, die nicht selbst für ihr Einkom-
men arbeiten müssen, sondern «ihr 
Geld für sich arbeiten» lassen. Dies ge-
schieht durch Zinsen auf Kredite, Wert-
steigerungen bei Immobilien oder Divi-
denden. Jeder Franken dieser Profite 
musste zuvor durch die übrigen 99 Pro-
zent der Bürgerinnen und Bürger erar-
beitet werden. Die 99%-Initiative schafft 
eine Rückverteilung des Geldes zu dem 
Teil der Bevölkerung, welcher das Geld 
erarbeitet hat. 

• Initiative schafft Gerechtigkeit 
Heute sind Kapitaleinkommen auf di-
verse Arten privilegiert. Dividenden wer-
den nur zu 50-70 Prozent besteuert, 
während Löhne zu 100 Prozent ver-
steuert werden. Die 99%-Initiative sorgt 
dafür, dass diese Privilegien, von wel-
chen vor allem Reiche profitieren, zu-
rückgebunden werden und setzt gleich-
zeitig der zunehmenden Ungleichheit in 
unserem Land etwas entgegen. 

• Initiative bekämpft falsche Anreize 
Das Steuersystem in unserem Land 
stellt nicht die menschliche Arbeit ins 
Zentrum, sondern privilegiert Kapitalge-
winne. Dies setzt einerseits falsche An-
reize und ist andererseits auch eine 
Frage der Werte: Wollen wir den beloh-
nen, der sein Geld vermehrt, oder den, 
der sich sein Geld durch ehrliche Arbeit 
verdient? 

• Totschlagargument der Gegner 
Das Totschlagargument der Gegner, 
dass finanzkräftige Steuerzahler abwan-
dern könnten, macht uns politisch 
handlungsunfähig. Diese Drohgebärde 
verhindert von Vorneweg jede finanzpo-
litische Diskussion. 

• Bereits jetzt bezahlen reiche mehr  
Schon jetzt bezahlen reiche Personen 
über die Steuerprogression massiv 
mehr, so wird bereits Geld von «oben» 
nach «unten» umverteilt. Ein Prozent 
der Steuerzahler bezahlt mehr als 40 
Prozent der direkten Bundessteuer, 45 
Prozent der Leute hingegen bezahlen 
gar keine. Viele von der Initiative be-
troffene Personen würden wohl die 
Schweiz verlassen, wodurch die Schweiz 
gewichtige Steuerausfälle hätte. 

• Doppelbesteuerung besteht bereits 
Dividenden werden schon heute dop-
pelt besteuert, nämlich als Gewinn im 
Unternehmen und bei ihrer Ausschüt-
tung an die Aktionäre. Die Initiative, die 
Dividenden noch stärker besteuern will, 
würde den Anreiz, in Unternehmen zu 
investieren, deutlich verringern. Dies 
würde vor allem KMUs schaden, welche 
besonders auf Investitionen angewie-
sen sind. 

• Initiativ ist schlecht für Start-ups  
In vielen Start-ups werden nur geringe 
Löhne ausbezahlt. Bei einem Verkauf 
werden dann aber der Gründer und die 
Mitarbeitenden mit Aktien entschädigt. 
Sinkt nun der Nettoerlös aus dem Ver-
kauf wegen einer Besteuerung zu 150 
Prozent, verschlechtert sich die Stand-
ortattraktivität der Schweiz. 

• Initiative ist unklar 
Der Initiativtext sagt nicht, was mit Kapi-
taleinkommen gemeint ist. So ist unge-
wiss, ob der Eigenmietwert und Renten 
von der zweiten und dritten Säule auch 
als Kapitaleinkommen gelten. Auch sagt 
der Initiativtext nicht, ab welchem Wert 
das Kapitaleinkommen stärker besteu-
ert wird und was genau mit den zusätz-
lichen Steuereinnahmen geschehen 
soll. 
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